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Abt. 1t' Lgb.-Nr . 2541. Coblenz, den 14. April 1917.

Verordnung.
Auf Grund - es Gesetzes über den Belagerungszustand

Vom4. 6. 1821 in der Fassung -es Gesetzes vom 11. 12. 1915
bestimme ich für den Befehlsbereich der Festung Eoblenz
Ehrenbrcitstcin für die Ausfuhr von Truckschriften tu das
Verbündete und neutrale Ausland , sowie in die besetzter»
Gebiete, zwecks einheitlicher Regelung für das gesamte
Deutsche Reich mit Wirkung vom 1. Mai 1917 ab Folgendes:

1. Alle Druckschriften (mit Ausnahme der Tageszei¬
tungen und Musikalien mit und ohne Text), die kern Er¬
scheinungsjahr oder ein späteres Erscheinungsjahr als 1913
tragen , dürfen nur aus Grund einer besonderen Erlaubnis
derjenigen Kvinmandobehörde (stellv. Generalkommando,
Kommandantur usw.), in deren Bereich der Verleger seinen
Sitz hat , ausgeführt werden.

Desgleichen bedürfen stets, ohne Rücksicht auf das Er¬
scheinungsjahr, einer besonderen Aussuhrerlaubnis alle
Werke, die als chemische oder technische ohne breiteres er¬
kennbar sind, sowie Werke und Druckschriften mit karto¬
graphischem Inhalt (z. B. Atlanten , Reiseführer. Adreß¬
bücher mit Stadtplänen usw.), Uniformbücher uud Militär¬
dien stdorschristen.

2. Die Aussuhrerlaubnis muß entweder durch Eindruck
oder Aufstempelung des von der zuständigen Kommandobe¬
hörde bekannt gegebenen Aussuhrzeichens an sichtbarer
Stelle , d. h. regelmäßig auf dem Titelblatt oder bei Brr>
schüren auf dem Buchumschlag, oder durch eine besviröere
der betreffenden Druckschrift beigefügte ausdrücklrche Er-
laubniserklärung kenntlich gemacht sein.

3. Die Genehmigung zur Anbringung des Ausfuhr-
zeichens kamr durch die Komma ndvbehörde dem Verleger,
oder für bereits erschienene Bücher unter Umständen auch
dem ausliefenrden Kommissionär bezw. in besonderen Fällen,
auch deur Barsortimenter übertragen werden.

Allen anderen Personen , also auch dem gewöhnlichen
Sortimenter und Buchbinder, kann dagegen eine eigene Dev-

stempelung nicht gestattet werden. Vielmehr haben alle
diese Personen sich ztvecks Anbringung des Aussuhrzeichens
nach ihrer Wahl entweder an die Kommandobchörd? des
Verlagsortes oder an diejenige ihres Wohnsitzes zu wenden.

4. Tie Genehmigung zur Anbringung des Ausfuhr¬
zeichens wird nur daun erteilt , wenn die Ausfuhr cllge-
mciit in das verbündete und neutrale Ausland erlaubt
werden kann.

2. Tie Grenz-, Zoll - und Post -Ueberwachungsftellen
sind angewiesen, grundsätzlich alle Druckschriften, die den
obigen Vorschriften nicht entsprechen, anzuhalten und ihrer
zuständigen Kommandvbehördc zur weiteren Veranlassung
zuzuleiten.

6. Wer es unternimmt , eine nicht zur Ausfuhr freige-
gcbcne Druckschrift mit oder ohne Ausfuhrzeichen auszu-
führen oder ohne Genehmigung mit einem Ausfuhrzeichen
zu versehen, wird auf Gruird des 8 0b des Preußischen Ge¬
setzes über den Belagerungszustand vom 4. 6. 1821 mit
Gefängnis bis zu einem Jahre , im Milderungsfalls mit
Geldstrafe bis zu 1200 Mark bezw. Haft bestraft . Die gleiche
Strafe trifft denjenigen, der zur Umgehung der AuSfuhrvor-
schriften eine Druckschrift mit einem falschen Erscheinungs¬
jahr versieht, oder der sonst den für die Druckschrrftcnaüs-
suhr gegebenen Borschristen zuwiderhandelt.

Bei buchhändlerischenBallenscndungcn ist im Falle von
Verstößen der Absender des Einzelpaketes als haftbar anzn-
sehen.

Kommandantur Coblenz-Ehrenbreitstein.
I . A. d. K.

Heckerl,
Generalmajor.

J .-Rr . II. 4448. Diez,  den 16. April 1917.
Bekairntniachuna.

Mit der Führung der Geschäfte der König!. Kreisschnl-
inspektion Bad Ems , umfassend die Ortschaften Bad Ems
und Kemmenau, ist der Königl . Kreisschuliuspektor Herr
Pfarcer Martin in Dienethal von der Könrgl. Regierung,
Abteilung für Kirchen- und Schulwesen in Wiesbaden beauf¬
tragt worden.

Der Landrat . *
DudWtzadt. rjJ
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übet  Beschlagnahme« ««- G«teig»«age« darch die
Reichsbekleidvogsstelle. Bom 4. April 1917.
Auf Grund der Bundcsratsverordnung über Befugnisse

irr ReichsbekleioungSstellc vom 22. März 1917 (Reichs G:
srtz-Blati 3 . 2.57) wird folgendes bestimmt:

I. Beschlagnab  me.
r i.

Beschlagnahmen auf Grund von 8 l der Bundesratsver-
o.dnung über Befugnisse der Reichsbekleiduagsstelle vom
22. März 1917 erfolgen durch schriftliche an den Bescher der
Gegenstände zu richtende Anordnung oder durch öffentliche
Bekanntmachung.

Dir BeschlaMahme wird wirksam, sobald die Anord
uuttvi dein Besitzer zugcht oder mit Ablauf des Ausgabetages
des amtlichen Blattes , in dem die Anordnung amtlich ver-
essrnilicht lvird.

8 %
Besitzer von beschlagnahmten Gegenständen sind ver-

s stichlet, diese aufzubcwahren . sie pfleglich zu behandeln und
die zu ihrer Er haltu ng^er forderlichen Handlungen vorzuneh
men.

8 L
An den beschlagnahmten Gegenständen dürfen, unbe

schadet der Bestimmungen des tz 2, Beränocrungen , ins-
besorchere Lrtsverandcrmrgen , nicht vorgenonnnen werden.
RechtsgeschäftlicheVerfügungen über sie sind verboten . Den
rechtsgeschäftlichen Verfügungen stehen Verfügungen gleich,
die ins Wege der Zwangsvollstreckung oder Arrestvollziehung
erfolgen.

I 4.
Tie Wirkungen der Beschlagnahme endige» mit der Ent

eignung oder mit der Freigabe.

II. Enteign  u h g.
7 § 5.

Das Eigentum an dem im 8 1 der Bunvescatsverord-
uu .ig über Befugnisse der Reichsbekleidungsstelle vom 22.
Fl.'ärz 1917 bezeichneten Gegenständen kann durch Anord¬
nung der Reichsbekleidungsstelle auf eine in der Anordnung
z» bezeichnende Person übertragen werden.

8 *■
Die Anordnung des 8 f> kann an den Besitzer solcher

Gegenstände ge rücktet werden oder durch össeniliche Bekannt¬
machung erfolgen. Zm ersteren Falle geht das Eigentum
über, sobald die Anordnung dem Besitzer zugcht, im letz¬
teren Falle mit dem Ablauf des Ausgabetages des amt¬
lichen Blattes , in dem die Anordnung amtlich veröffent¬
licht ist.

8 7.
Der von der Anordnung Betrofftne ist verpflichtet, die

Gegenstände ordnungsgemäß zu Verlvahren, sie herauszu¬
geben, auch auf Verlangen und Kosten des Erwerbers zu
riberbriirge» oder zu versenden.

8 8-
Der lleberirahmrpreis wird von der Reichsbekleidlings-

str-.'e festgesetzt.
Ist der von der Anordnung Betroffene mit dem durch

die Rcichsbekleidungsstelle festgesetzten Uebrruahmeprels
nicht ernvcrstanden, so kann er Festsetzung dieses Preises
durch das Reichsschiedsgericht für Kriegswirtschaft bean¬
tragen.

Der Uebernahmepreis ist bar zu zahlen. Er kann bei
Ungewißheit über den Empfangsberechtigten einkehaltrn
hier den.

Berlin , den 4. April 1917.
Reich«bekleiditu,itzstelle

Geheimer Rcftü'rir. Beutlker
Recchskommissar für bürgerliche Kleidung.

Mchr- trnühlen.
Auf Gruud des 8 9b des Gesetzes über de» Belagerungs

zustand bestimme ich für den nrir unterstellten Korpsbezirk
und — im Einvernehmen mit dem Gouverneur . auch für
den Befehlsbereich der Festung Mainz:

8 1.
Als Schrotmühle im Sinne dieser Verordnung gilt jede

nicht gewerblich  betriebene Atühle und jede Virrich-
tung, die zur Herstellung von Schrot oder Brotmehl geeignet
ist, mag sie für Hand- oder Kraftbetrieb eingerichtet, beweglich
oder fest eingebaut sein.

8 2.
Tie Benutzung von Schrotmühlen zur Zerkleinerung von

GcGcide zu Speise- oder Futterzwecken ist unteAaat.
In dringenden Fällen tonnen die Ortspolizribehörden

für bestimmte Mengen von Brot- oder Futtergetretd-, soweit
den Besitzern das Recht der freien Verfügung über die Früchte
rüsteht, die Verarbeitung mittels Schrotmühlen gestatten Die
Erlaubnis darf nur schriftlich erteilt werden und muß den
Namen des Besitzes, Menge und Art des zu verarbeitenden
Getreides sowie die Frist, für die die Erlaubnis gilt, ent¬
halten Tie Erlaubnis kann an die Bedingung geknüpft wer¬
den, daß während der Zeit der Benutzung der Betrieb polizei¬
lich beaufsichtigt wird. Die Erlaubnisscheine und nach Ab¬
lauf der Frist der OrtSpolizeiüehördezurückzugebcn und von
dieser nufzubestmhren.

8 3.
Jede entgeltliche oder unentgeltliche, dauernde oder vor¬

übergehende Ueberlassung von Schrotmühlen an andere ist
untersagt, soweit nicht für vorübergehendeBenutzimg Geneh¬
migung nach 8 2 ?lbf. 2 erteilt ist.

8 4.
Verträge Aber die Lieferung von Schvotmüh.en, die bei

Inkrafttreten dieser Verordnung noch nicht durch die Lieferung
nusgeführt find, dürfen seitens des Veräußerers nicht mehr
erfüllt werden.

Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung werden mit
OKföugnis bis zu einem Jahre bestraft. Beim Vorliegen
mildernder Umstände kann auf Haft oder aus Geldstrafe bi*
zu 1.500 Mark erkannt werden.

Ter stellv. Kommandierende General:
pez. Riedel,

Generalleutnant.
* * «

J.-Rr. II 4330, Diez,  den 13. April 1917.
Die Herren Bürgermeister werden ersucht, die vorstehende

Anordnung sogleich zur allgemeinen Kenntnis zu bringen und
genau danach zu verfahren.

Gegen jede Nebertcetung ist unnach .chtlich Vorzagehen
«er B*«*«*f.

_ «iBttH » ! _ _ _

I .-Nr . I. 2609. Diez,  den 16. April 1917,
« » die Herren Bürgermeister de« Kreise».

Unter Bezugnahme aus Ziffer 28 der Ausführungsan-
Weisung zum Hausarbeitsgesetz vom 16. 3. 1913 (Sonder-
i'eilqje zu Nr . 16 des Reg.-Amtsblnttes für 1912) ersuche
ich. mir bis spätestens zum 1. k. Mts.  eine Nach-
lurisilnp der .Heimarbeiter einzureichen, die von den Arbeit¬
gebern des Kreises Unterlahn außerhalb des preußischen
Staatsgebietes beschäftigt tverden.

Die Nachwrisungen müssen folgende Angaben enthaltet,:
n) Name (Firma ) und Wohnort soivie Wohnung des Ar-

beftgebers),
b) Vor- und Zunamen . Wohnort sowie Wohnung lBe-

triehsstätte ) der Heimarbeiter,
c) Art der den Heimarbeitern übertragenen Arbeit.

Fehlanzeigen sind nicht erforderlich.
Der JWuUU. Lanvrat

A V
Limwenmma.
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Mts Vom 1. 3. 1917, betr. Anmeldung zur Hilfsdirnst-
stammrolle , werden das Kriegsamt und die Kräegsamtstellen
mit Anträgen einzelner Betriebe oder ganzer Betriebs-
gruppen überflutet , in denen nachgewiesenwerden ioill , daß
die bctr . Betriebe kriegswichtig seien und die in ihnen
beschäftigten Personen daher von der Meldepflicht ausge¬
nommen oder doch von ihr auszunehmen seien. Auch Iver-
de.'i zahlreiche Anträge an die Feststellungsausschüsse ge-
ridjict , in denen um eine Entscheidung darüber nachgesucht
wird , ob der Betrieb oder Beruf , worin der Meldepflichtige
zur Zeit tätig ist, zu den kriegswichtigen gehört. Die All¬
tragsteller toerden anscheinend von der Auffassung geleitet,
daß eine die Kriegswichtigkeit des Betriebes oder Berufs
ftststellende Entscheidung die Befreiung von der Meldepfliclft
zur Folge hätte.

Diese Anschauung ist durchaus irrig . Boa der Melde¬
pflicht sind nur diejenigen Hilfsdicnstpflichtigen befreit , die
seil dem 1. März 1917 in den unter Ziffer 1—10 der Bun-
lesratsderordnung vom 1. Mürz 1917 aufgeführten Be¬
schäftigungen im Hauptberuf tätig sind. Pou der Befugnis
gemäß 8 5 Ziffer 11 der Bundesratsverordnung , einzelnen
Betriebe als kriegswichtig zu bezeichnen und damit die in
nie,eit Betrieben beschäftigten Personen von der Meldepflicht
zn befreien, hat die Kriegsamtstelle Frankfurt a. M . keinen
Gebrauch gemacht. Alle Gesuche um Einreichung unter die
nach 8 5 Ziffer 11 als kriegswichtige zu bezeichnendenBe¬
triebe sind daher gegenstandslos.

Alle in der Zeit vom 1. 7. 18.17 bis 31. 12. 1869 ge¬
borenen nicht mehr iandsturmpflichrigen Hilfsdienstpflich¬
tigen, die nicht in einem der in der öffentlichen Aufforde¬
rung der Gemeindebehörden bekannt gegebenen Berrife oder
oder Betriebe im Hauptberuf tätig sind, sind melde-
Pflichtig.

Vv»
öt \ * .« ’bm 'S Ä 0S
geben find

In der großen Mehrzahl der Fälle liegt nun aber zur
Zeit noch keine Veranlassung vor , sich an den FeststellungS-
c,UL schuf mit Gesuchen um eine solche Feststellung zu wen¬
den. Erft wenn jemand von einer Heranziehungsverfügung
des Cinberufungsausschusses betroffen wird , oder wenn ein
Betrieb durch die Heranziehung eines seiner Arbeiter oder
-Angestellten berührt wird , ist in der Regel der Zeitpunkt
gegeben, den Feststellungsausschuß anzuruseu.

Ob außerdem noch in anderen Fällen ein unmittelbares
berechtigtes Interesse zur Anrufung des Feststellungsaus¬
schusses gegeben ist, kann nur von Fall zu Fall entschieden
werden. Maßgeberrd hierbei wird sein, ob eine bestimmt«
Tatsache vvrliegt , die für den Einzelnen die Feststellung
notwendig macht. In vielen Fällen wird dies aber schon
aus der praktischen Erwägung heraus zu verneinen sein, Saß
der Begriff des Hilfsdienstbetriebes ständigein Wechsel un-
terliegt , und nach Ort und Zeit verschieden auszulegen ist.

Ls kann daher nur drängend geraten werden, jedes
unnötige Anrufen des Feststellungsausschusses zu vermeiden,
und ruhig abzuwarten , welche Maßnahmen die Einberu?
fungsausschüsse aus Grund der durch die Meldung geschaf¬
fenen Unterlagen treffen werden.

Wer bisher seiner Verpflichtung zur Meldung noch nicht
nachgekommen sein sollte, hole dies zur Lermeidung der
sonst zu erwartenden Bestrafung unverzüglich bei den von
den Ortsbchörden bekannt gegebenen Stellen nach.

Hierbei sei nachmals darauf hingewiesen, daß die Mel¬
dung bei diesen Stellen erfolgen muß unö nicht durch
eine etwa erfolgte freiwillige Meldung bei einer Hilfö-
drenstmeldestelle ersetzt wird ; letztere Meldung dient der
Arbeitsvermittlung und nicht ver gesetzlichen Registrierung.

Frankfurt a . M ., den 4. April 1917.
Kriegsamtstelle Frankfurta. M.

\

Daraus , daß jemand meldest süchtig ist, folgt aber teineS-
wrgs, daß er nicht als im vateri . Hilfsdienst stehend zu gel¬
ten hätte . Es gibt zweifellos Betriebe verschiedenster Art,
die als vaierl . Hilfsdienst anzusehen und doch von der
Meldepflicht nicht ausgenommen sind. (z. B. Presse, Spedi-
rionsbetriebe , Banken usw.). Ihre Ausnahme konnte nicht
erfolgen, wenn der mit der Meldung der Hilssdienstpflich-
tigen verfolgte Zweck einer möglichst vollständigen Regi¬
strierung der unter Vas Hilfsdienstgesetz fallenden nicht
mehr wehrpflichtigen Personen erreicht werden sollte.

Es ist daher unrichtig , wenn sich bei vielen Personen
dir Meinung gebildet hat , die Eintragung zur Hilfsdienst-
stammrolle habe ohne weiteres die Heranziehung zu eurer
von der bisliengen Tätigkeit abiveichenden Beschäftigung
zur Folge. Tenn für die Heranziehung zu irgend einer
Tätigkeit auf Grund des Hilfsdienstgesetzessind ganz andere
Gesichtspunkte maßgebend, als fiir die Eintragung zur Hllss-
drrnststammrollr . Für die Eiuiraguug in die Stammrolle
kamen grundsätzlich alle  Hilfsdienstpflichtigen im Sinne
des 8 1 des Hilfsdienstgesetzes in Betracht , und nur zur
Vermeidung von unnötigem Schreibwerk hat man die Wehr
vflicktrgen und die in § 5 Ziffer 1—10 av (geführten Per-
sonen-Gruppen von der Meldepflicht ausgenomnren.

Für die Heranziehung aus Grund des 8 7 des HilfS-
dienstgrfetzes kommen aber nur die Personen in Betracht,
die nicht schon einer den Vorschriften des Hilfsdienstgesetzes
entsprechenden Beschäftigung nachgehcn, cs sei denn, daß
di« Zahl der der gleichen Beschäftigung nachgehenden Per-
sciitn das Bedürfnis übersteigt.

Ob dies der Fall ist, prüfen zunächst die Einberufungs-
ausschüffc, bevor sie die einzelnen Hilssvienstpflichtigcn zur
Urberuahme einer Hilssdieusttätigkeit aufforvern , und ent-
jcherdcn die Feststellungsausschüsse, sobald Sie vom Kriegs--
amt ober einer Person , die ein u n m i t t e l b a r e s berech-

J .-Nr . l . 2607. Diez,  den 17. April 1917.
An die Herren Bürgermeister
(mit Ausnahme von Diez und Ems ).

Betrifft : Wavderlagerbetricbe.
Ich erinnere an die genaue Beachtung meiner . Ver¬

fügung vom 24. August 1905 — J .-Nr . 7008 (Krrisbl . Nr
203/05) — bctr . die Betriebsverhältnisse der Wauderlager;
die geforderten Unterlagen sind mir vorkommendenfalls
stets einzureichen. Dasselbe gilt öezüglich meiner Ver¬
fügung vom 1. Juni 1880 Kreisbl . Nr . 124, 1880 —,
ebenfalls die Wanderlagerbetriebe betreffend.

Mer kandrat.
I . » .

Zimmermann.
Nr . 4/17. Z. 3. c. Berlin W. 66, den 8. Februar 1017

Leipziger Str . 5.
Bekanntmachnng.

Da die Allerhöchste Kabinetts -Ordre vom 19. 9. 1916
(A. P . Bl . S . 395) eine Erweiterung der grundlegenden
Allerhöchsten Willensmeinung vom 27. 1. 1915 (A. B. Bl.
S . 33) darstellt , so liegt es auch in der Absicht der zur Ordre
vom 19. 9. 16 erlassenen Ausführungsbestimmungen . daß die
Namen der nach Ziffer 2, V in Betracht kommenöen Per¬
sonen aus der Zeit vor Erlaß der A. K. O. von den mili¬
tärischen Dienststellen dem heimischen Negierungspräsiden
ten durch Permittelung der betreffenden Ortsxolizcibehörd«
oder der zuständigen Dienstbehörde mitgeteilt werden. Die
hierbei vorgesehene vermittelnde Tätigkeit der Ortspolizei-
usw. Behörden bietet die Möglichkeit, auf Grund der
Namensbezeichnung der Gestorbenen die zum Empfange
des Gcdenkblattes berechtigten Angehörigen zn ermitteln
und das Ergebnis dem Regierungspräsidenten mit den
Namen weiter zu leiten.
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Ta -- .# i/cg±ntiri tfteitUm bemtiti noiij ciße &ettft , !>• % >
mff .niß Per Ziffer 2, V Per fluSfiUnittTgSBcßiinnnnigen mit j
Pein .Qeixn  Minister - des Innern  vereinbart uwuTen ist /

Ferner hnrt» in Erläuterung des vonr Herrn Minister >
des Innern dorthin mitgeteilten Schreibens vom 1. 1. 1917 \
— Rr . 90/16. Z. 3. c. — darauf aufmerksam gemacht, daß !
neben den Aufsichtsführrrn auch die Armierunzsarbeiter '
selbst der Ehrung durch ein Gedenkblatt teilhaftig sind.

Kriegsministerium.
Im Austräger
gez.: Waitz.

An den Herrn RegierungsprLsivmten zu Schleswig,

M. 1503. Diez,  den 12. April 1917. $
Abdruck teile ich den Ortspolizeibehörden des Kreises '

im Anschluß an meine Verfügung vom 23. Dezember 1916,
M . 11 264, Kreisblatt Nr . 303, zur Kenntnisnahme und Be¬
achtung mit.

Lee K2«i»l. *aa»T,t*.
Duderstadt.

I. 2308. Diez,  den 17. April 1917.
«n die Herren Bürgermeister des Kreise».

Das stellvertretende Generalkommando in Frankfurt
o.  M . weist darauf hin, daß sich in den Lazaretten eine An¬
zahl Genesender befindet, die mit Vorteil bei der Früh-
jahrLbestcllung verwendet werden können. Es bedarf hier¬
zu lediglich eines Antrages meinerseits an die betreffenden
Reserve-Lazarette.

Ich ersuche, dies zur Kenntnis der landwirtschaftlichen
Kreise zu bringen , und mir etwaige Anträge , nach Begut¬
achtung durch Sie , umgehend einzureichen.

Der König!. £«»»»«!
tmiitiH

Holzverkauf . ‘»«»XiS !"***'"
Durch schriftliches Mcistgebot sollen in dem Schutzbezirt

Rückershausen (Förster Krockow-Rückershauscn) nachstehende
HLlz-r losweise verkauft werden. Los 1: Distrikt 15a Hos-
walt : 12 Ki.-St . 3. Kl. = 7 Festm., 32 Ki.-St . 4. Kl = 11,62
Festm. (Nr. 149—192); Los 2: Distrikt 23c Dreispitz: 452
ck.-Ct . 4. Kl. == 93,31 Festm. (Nr. 228—679); Los 3 och. :
198 Rm. Ki.-Grubennutzknüppel, 2,2 Mir . lg. (Nr. 680—732).
DaS Holz muß bis 15. Juni entrindet sein. Die Gebote
find loSweise bei 1 u. 2 je Festm., bei 3 je Rm. verschlossen
mit der Aufschrift „Holzverkauf" bis zum 4. Mai, abends
6 M.r. an die Oberförsterei Hahnstätten in Diez einzusenden.
Sie müssen mit der Unterschrift des Bieters versehen sein und
die Erklärung enthalten, daß Bieter sich den Verkaufsbcüin-
gimxen unterwirft. Oeffnung der Gebote Samstag,  den
5. Mai , vormittags 10 Uhr, auf dem Geschäftszimmer der
Okersörsterei. (2532

Holzverfteigerung.
Montag, Ve« 23. April 1917.

nachmittags1 Uhr
anfangend, kommt im hiesigen Gemeirrdewald folgendes
Holz zur Versteigerung : /

Distrikt Krummcdill:
3 Rm. Buchen-Scheitholz und

30 Wellen.
Distrikt  O b e r w a l d 4 b u. c.

6 Rm . Eichen-Scheit- und -Knüppelholz-,
700 Nadelholzwellen und

5500 Nadelholzstangen 6 Kl. (Bohnenstangen).
Anfang im Distrikt Krummedill.
Freiendiez,  den 18. April 1917.

Kitn-ler, Bür-ermeister.

Nichtamtlicher Teil

:!: Hinweis . Der Viehhandelsverband für den Re-
girnmaSbezirk Wiesbaden hat in feiner letzten Vorstands¬
sitzung beschlossen, die Provision der Händler beim Ankaui
von Rindern zu Schlachtzwccken von 21/2 Prozent auf 2
Prozent hcrabzusetzen. Die Provision beim Ankauf van Käl¬
bern, Schafen und Schweinen bleibt unverändert. Gleichzeitig
wurde die Provision der Vertrauensleute um */* Prozent er¬
mäßigt. Die neuen Provisionssätze treten mit dem 10. April
1917 in Kraft.

Krieg »- und Bolkswirtschaftliche».
Geheimhaltung der Auslands » rderuu ge  n.

Für den Fall , daß von anmeldepflichtigen Firmen usw.
aus Geheimhaltung bei der Anmeldung von Auslandfordcrungen
Wert gelegt wird, ist ihnen nach einem Erlaß des HandelS-
urinisterS zu gestatten, bei Ausfüllung der Anmeldebozen
>en Namen (Firma) und Wohnort (Sitz) des SaMdners
t urch ein von der Anmeldestelle zu bestimmendes Gcheim-
-, ' chen zu ersetzen. Die Erläuterung des Gehe-mzeichenS
ist in einem verschlossenen und versiegelten Bricsnmichlage

.Anmeldebogen beizufügen. Die -gesammelten Anmel¬
dung«. * sind, soweit nicht hon den Handelsvertretungen Nach¬
fristen gewährt sind, dem Handelsminister bis zun, 1. Mai
d. /)$ l wrzulegen. Jedoch sollen Nachfristen nur aus bc- )
sonderen Gründen und zwar (regelmäßig nicht über den L
Mai hinar ^ gewährt werden.

Eierverkaof.
Vom Samstag , den 21. bis Donnerstag,

den 26. d. Mts . kann aus Abschnitt3 der Tierkarte ei«
M bei der Eierstelle bezogen tverden.

Freiendiez , den 18. April 1917.
Küuzler, Bürgermeister.

Bett. Ausgabe der Kreisfleifchkatten.
Lie Ausgabe der Kreisfleischkarten findet am Freitag,

den 20- d Mts. gegen Vorlage der Reichsfleischkarten in
nachstehender Reihenfolge statt:

von vorm- 8—10 Uhr die Nr. 1—300,
„ .. 10- 12 „ „ „ 301- 600,
„ nachm. 2—4 „ „ „ 601—900,
„ „ 4—6 „ ., .. 901—Ende.

Freiendiez,  den 18. April 1917.
Der Bürgermeister.

Au dir Herren Bürgermeister!
Kormular

Personal -Ausweis
zu beziehen durch die Druckerei des Amtliche« Kreisökattes

H. Ghr. Sommer, Bad Ems—Diez.
SereMworUich für die Schriftlettmrs McharS Kein, Par DWG
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